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1) Grundlagen der Planung

1. 1) Allgemeines

1. 1.1) Geltungsbereich / Lage des Plangebietes

Das Plangebiet umfasst einen kleinen Bereich westlich in zweiter Reihe am Parkweg mit folgenden
Flurstücken: 50/7 (teilw. ), 50/4, 51 (teilw. ) der Flur 3, Gemarkung Breege sowie den jeweils angren-
zenden Abschnitten des Parkwegs mit kleinen Teilflächen der Flurstücke 50/1 der Flur 3 sowie 80 der
Flur 2, beide Gemarkung Breege. Die Plangebietsfläche beträgt knapp 0, 43 ha.

Das Plangebiet wird im Norden, Osten und Süden durch Siedlungsflächen begrenzt; im Westen
schließt sich eine landwirtschaftliche Nutzfläche an.

1.1.2) Plangrundlage

Als Planungsgrundlage dient ein digitaterAuszug aus der Liegenschaftskarte (ALKIS). Die Darstellung
der Flurstücke wurde auf Aktualität hin überprüft und soweit erforderlich fortgeschrieben.

1. 2) Ziele der Planung

Mit der Planung sollen auf einer durch den angrenzenden Siedlungsbereich vorgeprägten Fläche in
zweiter Reihe sechs Bauplätze für Wohngebäude entwickelt und damit die südlich anschließende
Bebauung nach Norden hin fortgesetzt werden.

Ziel ist eine Arrondierung der Wohnnutzung in den vorhandenen städtebaulichen Strukturen. Mit der
Überplanung soll

. den Wohnbedürfnissen der örtlichen Bevölkerung entsprochen werden,

. durch Entwicklung eines bereits durch die angrenzende Ortslage vorgeprägten, durch die be-
stehende Gemeindestraße erschlossenen Bereichs eine kompakte Siedlungsfigur und damit
eine gute Nutzung öffentlicher Infrastruktur gesichert sowie ein sparsamer und schonender
Umgang mit Grund und Boden im Sinne des § 1 a BauGB gewährleistet werden.

Mit der Planung setzt die Gemeinde die im Flächennutzungsplan vorgegebenen Ziele um (s. u. ).

1. 3) Planerische Vorgaben

1.3. 1) Erfordernisse der Raumordnung

Die Gemeinde Ostseebad Breege wird im regionalen Raumentwicklungsprogramm Vorpommern
(RREP) als touristischer Siedlungsschwerpunkt innerhalb eines Tourismusschwerpunktraumes aus-
gewiesen. Das Gemeindegebiet Breege ist überlagernd als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft darge-
stellt. Der bestehende Hafen wurde als Symbol verzeichnet.

Siedlungsschwerpunkte haben im Wesentlichen ergänzende, ortsnahe Versorgungsaufgaben. Mit der
Festlegung der Siedlungsschwerpunkte soll die Sicherung der ländlichen Räume als Wohn- und Wirt-
schaftsstandorte unterstützt und deren materielle sowie dienstleistungsbasierte Versorgung gesichert
werden.

Die Entwicklung einer im Flächennutzungsplan bereits als Wohngebiet dargestellten durch den mehr-
seitigen Anschluss an den Bebauungszusammenhang geprägten Fläche trägt zu einem schonenden
und sparsamen Umgang mit Grund und Boden bei (4. 1(7), 5. 1. 2(2) RREPVP), der Entstehung neuer
Splittersiedlungen sowie der Erweiterung vorhandener Splittersiedlungen wird damit entgegengewirkt
(4. 1(4)RREPVP).

In den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft soll dem Erhalt und der Entwicklung landwirtschaftlicher
Produktionsfaktoren und -statten, sowohl in den vor- als auch in den nachgelagerten Bereichen, ein
besonderes Gewicht beigemessen werden (3. 1.4(1) RREP VP). Der ökologische Landbau soll auf
eine marktangepasste Ausrichtung der Flächenbewirtschaftung orientiert werden. Die dafür notwen-
digen betrieblichen und überbetrieblichen Voraussetzungen sollen unterstützt und gefördert
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werden(3. 1.4(3) RREP VP). Landwirtschaftliche Flächen gemäß Feldblockkataster M-V sind von der
Planung nur in geringem Umfang betroffen.

Im Jahr 2016 wurden die Grundsätze der Raumordnung durch das Landesraumentwicklungspro-
gramm M-V (LEP M-V, 2016) inhaltlich ergänzt. Nach 4. 1(5) LEP sind in den Gemeinden die Innen-
entwicklungspotenziale sowie Möglichkeiten der Nachverdichtung vorrangig zu nutzen. Sofern dies
nachweislich nicht umsetzbar ist, hat die Ausweisung neuer Siedlungsflächen in Anbindung an die
Ortslage zu erfolgen. Innenentwicklungspotenziale beinhalten dabei neben Brachflächen und leerste-
hender Bausubstanz. Ausdrücklich auch Baulandreserven.

Zur Sicherung bedeutsamer Böden darf
nach 4.5(2) LEP die landwirtschaftliche Nut-
zung von Flächen ab der Wertzahl 50 nicht \
in andere Nutzungen umgewandelt werden;
in Flächennutzungsplänen dargestellte
Bauflächen sind jedoch ausdrücklich aus-
genommen.

Mit einer kleinteiligen Arrondierung auf im . . . ;'
Flächennutzungsplan bereits als Baugebiet .;:;;:;.... ''"
dargestellten Flächen wird den Zielen ent- :
sprachen.

1.3.2) Ableitung aus dem Flächennut-
zungsplan

Der wirksame Flächennutzungsplan der
Gemeinde Breege stellt für das Planungs-
gebiet ein "Allgemeines Wohngebiet" nach
§ 4 BauNVO dar.

Mit der Ausweisung eines WR (Reines
Wohngebiet) für einen kleinen, randlich in
zweiter Reihe gelegenen Bereich des im
Flächennutzungsplan dargestellten allge-
meinen Wohngebiets entspricht die Pla-
nung grundsätzlich der Vorgabe des Flä-
chennutzungsplans, so dass der Bebau-
ungsplan nach § 8 BauGB aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt ist.
Für die Gemeinde Breege besteht ein Land-
schaftsplan. Der Landschaftsplan weist im
Grenzbereich zum Plangebiet hin ein Bau-
denkmal aus, welches in der aktuellen Bau-
denkmalliste der Gemeinde Breege jedoch
nicht verzeichnet ist. Eine Betroffenheit be-
steht dahingehend bedingt. Die ebenfalls
ausgewiesene Kontur zur Kennzeichnung
der Siedlungsgrenze wurde im Rahmen an-
derer Vorhaben bereits mehrfach über-
schritten und ist dahingehend als grobe Ori-
entierungslinie zu werten. Zudem erfolgt nur
eine geringfügige Übertretung der Sied-
lungsgrenze, deutlich geringer als im nörd-
lich angrenzenden Siedlungsbereich.

. ?FS::F..

:'"/r

Abbildung 1: Flächennutzungsplan, Ausschnitt ohne Maß-
.steh

Abbildung 2: Luftbild mit Lage des Plangebiets
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1. 4) Zustand des Plangebietes

1.4.1) Nutzungen innerhalb bzw. im Umfeld des Plangebietes

Das Plangebiet selbst ist geprägt durch die unmittelbar östlich anschließende Bebauung am Parkweg
(Wohnhäuser mit Wohn- und Ferienwohnnutzung). Die vier nördlichen bzw. östlichen Gebäude (Flst.
50/2, 50/3, 50/5, 50/6) entstanden auf Grundlage der Ergänzungssatzung " Parkweg Breege" von
2010. In der Ergänzungssatzung waren als ergänzende Festlegungen eine GRZ von 0, 2 sowie ein
straßenbegleitendes Baufenster in der Flucht der südlich wie nördlich anschließenden Bestandsge-
bäude vorgegeben worden.

Insgesamt wurde der Bereich am Parkweg in den letzten Jahren durch umfangreiche Bautätigkeit
nachverdichtet. Südlich des Plangebiets ist die Bebauung bereits durch eine zweireihige Anordnung
der Gebäude bei einer Grundstückstiefe von ca. 75 m geprägt (Parkweg 4c/d, 6b, 12).

Die nördlich an den Geltungsbereich angrenzenden Siedlungsflächen, die deutlich weiter nach Wes-
ten vorstoßen als die übrige Bebauung am Parkweg, wurden gemäß Bebauungsplans Nr. 7 "Wohn-
gebiet am Parkweg" erschlossen und inzwischen vollständig bebaut. Ausgewiesen wurde ein allge-
meines Wohngebiet mit einer GRZ von 0, 3 für eine eingeschossige Einzel- und Doppelhausbebauung
in offener Bauweise.

1.4.2) Schutzgebiete

Das Plangebiet selbst liegt außerhalb von
Schutzgebieten im Sinne des Naturschutz-
rechts. Schutzgebiete befinden sich erst in
einem weiteren Umfeld.

Schutzgebiete nach internationalem Recht
befinden sich erst in einem Abstand größer
300 m (FFH-Gebiet DE 1446-302 Nordrü-
gensche Boddenlandschaft, SPADE 1446-
401 Binnenbodden von Rügen). Die
Schutzgebiete sind durch den Siedlungsbe-
reich der Ortslage Breege vom Plangebiet '.
getrennt, so dass keine von der Planung
ausgehenden Auswirkungen auf die
Schutzgebiete zu erkennen sind.
Östlich der Dorfstraße in einem Abstand
von ca. 270 m beginnt das Landschafts-
Schutzgebiet (LSG) L 81 Ostrügen, festge-
setzt gemäß Beschluss Nr. 18-3/66 RdB
Rostock vom 04. 02. 1966. Auch hier sind
angesichts der Trennung durch den Sied-
lungsbereich keine Auswirkungen auf das
Schutzgebiet erkennbar.

Im Plangebiet sind keine Bodendenkmale
bekannt.

1.4.3) Hochwasserrisiko

Das Bemessungshochwasser (BhlW) wird
für den Küstenabschnitt mit 2, 10 m NHN
(entspricht 1,95 HN) ohne Berücksichtigung
des Wellenauflaufs angegeben. Große Teile
des Siedlungsbereichs, darunter auch die
Bereiche an der Dorfstraße sowie der südli-
ehe Abschnitt des Parkwegs, liegen daher Abbildung 4: Risikogebiet (Quelle: www. umweltkarten. mv-re-

gierung. de)

^'
Abbildung 3: FFH-Gebiete (blau), EU-Vogelschutzgebiete
(braun), LSG (grün) (Quelle: www. umweltkarten. mv-regie-
rung. de)
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innerhalb des Risikogebiets für Überschwemmung des Küstengebiets Ost (DEMV_RG_965_CW).

Angesichts einer Höhenlage von rund 2, 5 m HN ist der nördliche Abschnitt des Parkwegs und damit
auch das Plangebiet selber jedoch nicht als Risikogebiet anzusprechen.

2) Städtebauliche Planung

2. 1) Nutzungskonzept

Mit der Planung soll parallel zum Ausbau des Parkwegs die Wohnnutzung durch kleinteiligeArrondie-
rung gestärkt werden. Mit der Ergänzung in zweiter Reihe wird die südlich bestehende Siedlungs-
Struktur / -tiefe nach Norden fortgesetzt (vgl. Abbildung 5).

Entstehen sollen sechs Einfamilienhäuser für Dauerwohnsitze. Für vier Gebäude liegen bereits Inte-
ressenbekundungen vor.

2.2) Festsetzungen

Art und Maß der baulichen Nutzun

Für den Geltungsbereich wird ein Reines
Wohngebiet nach § 3 BauNVO festgesetzt.
Reine Wohngebiete dienen dem Wohnen.
Abweichend von § 3 BauNVO wird der Nut-
zungsartenkatalog zur Stärkung der Wohn-
nutzung eingeschränkt, indem die ansonsten
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen aus-
geschlossen bleiben. ».<;,."

Läden, nicht störende Handwerksbetriebe
sowie kleine Betriebe des Beherbergungsge- -::-::-- _
werbes sind auf regelmäßigen Kundenver-
kehr angewiesen. Durch gewerislichen Ver-
kehr würde die straßenbegleitende Wohnbe-
bauung durch die erforderlichen Zufahrten
über Gebühr belastet.

Die Festlegung der zulässigen Nutzungen
wird durch Beschränkung der Anzahl der
Wohneinheiten in Wohngebäuden ergänzt.
Bestandsorientiert werden nur Einfamilien-
häuser zugelassen. Größere Einheiten wür-
den einen gebündelten Zufahrtsverkehr er-
zeugen und die von der Zufahrt betroffenen 3:'
Anlieger in erster Reihe stark belasten. Zu-
dem widersprächen größere Einheiten der
angestrebten Auflockerung der Bebauung
am Siedlungsrand zur offenen Landschaft
hin. Größere Appartementgebäude mit meh-
reren Wohnungen sind auch im näheren Umfeld am Parkweg nicht vorhanden. Als Wohngebäude
gelten dabei alle Gebäude mit Wohnungen im Sinne des § 2 (2) LBauO M-V.

Um der randlichen Lage zu entsprechen, werden die Obergrenzen des § 17 BauNVO nicht ausge-
schöpft und es wird eine moderate GRZ von 0, 3 festgesetzt. Damit wird die bauliche Dichte aus dem
nördlich anschließenden Bereich des Bebauungsplans Nr. 7 "Wohngebiet am Parkweg" aufgenom-
men und weitergeführt. Durch die moderate Dichte ist sichergestellt, dass einschließlich der Neben-
flächen nur knapp die Hälfte der Fläche der Baugmndstücke versiegelt werden kann.

Auch höhenmäßig sollen sich die neuen Gebäude nicht wesentlich verändern. Neben einem

Abbildung 5; Städtebaulicher Entwurf
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Vollgeschoss wird ein ausgebautes Dachgeschoss als Nicht-Vollgeschoss gemäß § 2 (6) LBauO M-
V zugelassen. Mit einer maximalen Firsthöhe von 8, 5 m über der Verkehrsfläche sowie einer maxi-
malen Traufhöhe von 3, 7 m (jeweils gemessen in der Mitte der jeweiligen Zufahrt auf dem Parkweg
in Mitte der Fahrbahn im Übergang zur öffentlichen Verkehrsfläche).

Da es sich bei First- und Traufhöhe um nicht durch BauNVO normierte Festsetzungen handelt, ist
jeweils eine gesonderte Festsetzung zur Definition sowie der Bestimmung der davon nicht betroffenen
geringfügigen Bauteile erforderlich.
Überbaubare Grundstücksfläche / Bauweise

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen bzw. Baufenster angegeben. Zur Siche-
rung der Kleinteiligkeit werden grundstücksweise Baufenster vorgesehen. Durch eine leicht versetzte
Ano'rdnung soll eine im Vergleich zur gewachsenen Umgebungsbebauung zu große gestalterische
Härte und Einheitlichkeit vermieden werden.

Generell entspricht die Bauweise im Gebiet entlang des Parkwegs einer offenen Bauweise nach § 22
(2) BauNVO. Durch die Beschränkung auf Einzelhäuser wird sichergestellt, dass die Anzahl derWoh-
nungen nicht durch Grundstücks- / Gebäudeteilungen verdoppelt wird.

Mit der im Maß geringen Baufensterausweisung können die Nebenanlagen, Wege etc. grundsätzlich
auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen errichtet werden. Eine gesonderte Ausweisung wird
nicht vorgenommen, da der zu Verfügung stehende Platz gering ist und die Aufstellftächen im Sinne
der Baufreiheit den späteren Nutzern überlassen werden soll.

Grünordnun

Maßnahmen zur Grünordnung bestehen vor allem in der Beschränkung der zulässigen baulichen
Dichte, wobei die Obergrenze des § 17 BauNVO für reine Wohngebiete in dem randlich im Gemein-
degebiet gelegenen Baugebiet bewusst nicht ausgeschöpft wird. Die festgesetzte GRZ von 0, 3 ge-
währleistet, dass gut die Hälfte der Baugrundstücksfläche dauerhaft unversiegelt bleibt. Für nicht
überbaute Grundstücksflächen besteht das Gebot einer Begrünung bzw. Bepflanzung (vgl. § 8 (1)
LBauO M-V).

Zur Sicherung einer angemessenen Durchgrünung des Plangebiets wird je Baugrundstück ein Pflanz-
gebot für zwei standortgerechte Laubbäume in der Pflanzqualität Hochstamm, 3x verpflanzt, mit
Drahtballen, Stammumfang 16-18 cm (bzw. als Obstbaum 10-12 cm) vorgesehen. Mit dem Pflanzge-
bot schließt der Bebauungsplan grundsätzlich an vergleichbare Festsetzungen für den angrenzenden
Bereich der Ergänzungssatzung "Parkweg Breege" an. Auf die Angabe von Standort sowie Vorgaben
fürdieArtenauswahl wird verzichtet, um den privaten Bauherren weitgehende Freiheit bei der Freiflä-
chengestaltung zu erhalten.
Anfallendes Oberflächenwasser ist im Planbereich zur Versickerung zu bringen, soweit es die Boden-
Verhältnisse zulassen. Fußwege, Stellplätze und ihre Zufahrten sollen daher in wasser- und luftdurch-
lässigem Aufbau hergestellt werden. Die Wasser- und Luftdurchlässigkeit des Bodens wesentlich min-
dernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Betonierung oder Asphaltierung bleiben
unzulässig.

Gestaltun

Gestalterisch sollen die hinzutretenden Gebäude den Charakter der angrenzend bestehenden Be-
bauung aufnehmen und weiterführen. Dabei umfassen die vorhandenen Dachneigungen sowohl klas-
sische'Steildächer (ca. 45 Grad), als auch flach geneigte Sattel- bzw. Walmdächer, so dass auch
weiterhin eine große Variationsbreite zugelassen werden kann.
Gauben müssen sich den Dachflächen unterordnen und werden daher hinsichtlich dereinzuhaltenden
Abstände zum First (mind. 0, 5 m) sowie zu den seitlichen Kanten der Dachfläche (mind. 1, 2 m) fest-
gelegt.

Auf Festsetzungen zu Einfriedungen konnte verzichtet werden, da das Plangebiet nur im Bereich der
beiden Zufahrten an öffentliche Verkehrsflächen grenzt.
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2. 3) Flächenbilanz

Durch die Planung ergibt sich folgende Flächenbilanz: Durch die Einbeziehung bisheriger Außenbe-
reichsflächen nimmt die zulässige Versiegelung im bisherigen Außenbereich um bis zu 1. 782 qm zu.

Nutzung

WR

Verkehrsflächen
privat (Zufahrt)

Straßenverkehrs-
fläche (Bestand)*

Gesamtgebiet

Fläche

3. 960 qm

300 qm

39 qm

4.299 qm

zulässige zulässige. Versiegelung
Grundfläche Versiegelung zul. Bestand

Gebäude

1. 188qm

1.188qm

1. 782qm

300 qm

39 qm

2. 121 qm

ca.120qm*

ca. 39 qm

ca. 159qm

* Bereich der Zufahrten mit Baurecht nach § 34 BauGB

2.4) Erschließung

2.4. 1) Verkehrliche Erschließung.

Die äußere Erschließung des Planungsgebietes erfolgt über die anliegende Gemeindestraße (Park-
weg). Vom Parkweg ausgehend werden zwei Zufahrten mit jeweils 4, 0 m Breite als private Wegeflä-
chen (Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung) gesichert. Diese sind von den Eigentümern
der Flächen als Zufahrtsbereiche herzustellen.

Der Parkweg wurde jüngst ausgebaut. Baumaßnahmen an öffentlichen Verkehrsflächen im Sinne des
Straßen- und Wegegesetzes Mecklenburg-Vorpommern (StrWG-MV) sind nicht erforderlich.

2.4. 2) Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist über den anliegenden Parkweg ortsüblich erschlossen. Im Parkweg sind öffentliche
Trinkwasserversorgungs-, Schmutzwasserentsorgungs- und Niederschlagswasserentsorgungsleitun-
gen vorhanden. Die Anschlussstellen zur Erschließung des Plangebietes wurden im Rahmen vorhe-
riger Baumaßnahmen bereits hergestellt. Zur Schaffung der Voraussetzungen zum Anschluss der
einzelnen Baugrundstücke ist das Plangebiet noch entsprechend zu erschließen.

Die Trinkwasserversor un kann an bestehende Anlagen im Parkweg angeschlossen werden. Mit
dem Ringschluss zur Dorfstraße (vgl. Bebauungsplan Nr. 22 "Zwischen Parkweg und Dorfstraße")
wird die Versorgungsqualität im gesamten Bereich Parkweg verbessert.

Für die Schmutzwasserableitun ist ein Anschluss an den bestehenden Schmutzwasserkanal im
Parkweg herzustellen.

Das von bebauten oder künstlich befestigten Flächen abfließende Wasser ist Abwasser gemäß § 39
Landeswassergesetz (LWaG). Es unterliegt der Entsorgungspflicht durch den ZWAR. Ein eigener Re-
genwasserkanal ist nicht vorhanden. Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten (Untergrund, Grundwas-
serabstand) ist von für die Versickerung geeigneten Verhältnissen auszugehen.
Der Löschwasserbedarf als Grundschutz kann mit dem nächsten, sich im Parkweg, Höhe Haus Nr.
7a befindenden Hydranten mit maximal 48, 00 m3/h Löschwasser für 2 Stunden bereitgestellt werden.

Dieser Wert ist als Löschwassermenge für die zweistündige Erstbrandbekämpfung gemäß DVGW -
Regelwerk, Arbeitsblatt W 405 zu verstehen. Die derzeit vorgesehene Bebauung erlaubt angesichts
geringer Abstände zwischen den Gebäuden keine weiche Dachdeckung. Bei höherem Löschwasser-
bedarf sind zusätzliche Maßnahmen erforderlich.

Gasleitun en befinden sich im angrenzenden Parkweg und können durch geringfügige
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Netzerweiterungen auch im Plangebiet genutzt werden.

Eine Versorgung mit Elektroener ie kann aber durch Erweiterung des vorhandenen Anlagenbestan-
des im Parkweg abgesichert werden.

Telekommunikationseinrichtun en (Festnetz, Internet, Kabel, Mobilfunk) werden durch die zuständi-
gen Unternehmen aufgebaut. Für die nicht öffentlichen Verkehrsflächen ist die Sicherung der Tele-
kommunikationslinien mittels Dienstbarkeit zu gewährleisten.

Der Aufbau einer Breitbandinfrastruktur in Breege ist derzeit nicht Bestandteil bestehender Förderauf-
rufe.

Im Plangebiet wird die Entsorgung der Rest- sowie der Bioabfälle gemäß der Satzung über die Ab-
fallbewirtschaftung im Landkreis Vorpommern-Rügen in der jeweilig gültigen Fassung durch den
Landkreis Vorpommern-Rügen, Eigenbetrieb Abfallwiri:schaft bzw. durch von ihm beauftragte Dritte
durchgeführt. Weiterhin erfolgt die Abholung und Entsorgung von Wert-stoffen, wie Pappe, Papier,
Glas und Verkaufsverpackungen, durch hierfür beauftragte private Entsorger.

Wenn das Sammelfahrzeug nicht am Grundstück vorfahren kann, müssen die Abfallbehälter sowie
sperrige Gegenstände nach § 16 Absatz 1 der Abfallsatzung von den Überlassungspflichtigen an der
nächsten vom Sammelfahrzeug benutzbaren Fahrstraße bereitgestellt werden. Der Eigenbetrieb Ab-
fallwirtschaft des Landkreises kann den Bereitstellungsort derAbfallbehälter und Abfallsäcke bzw. des
Sperrmülls bestimmen.

3) Auswirkungen

3. 1) Abwägungsrelevante Belange f Zusammenfassung
Bei der Abwägung sind folgende städtebaulichen und umweltrechtlichen Belange zu berücksichtigen:

. Die Wohnbedürfnisse der ortsansässigen Bevölkerung: Die Wohnungsversorgung der örtli-
chen Bevölkerung ist durch eine anhaltende Umnutzung von Wohngebäuden durch touristi-
sehe Nutzungen unter Druck. Die Gemeinde verfügt nur über vergleichsweise kleine Bebau-
ungsplangebiete. Im ansonsten unbeplanten Siedlungsbereich fügen sich Ferienwohnungen
nach § 34 BauGB regelmäßig ein und können damit planungsrechtlich nicht verhindert wer-
den. Eine Sicherung von Wohngebieten gegenüber einer touristischen Zweckentfremdung ist
nur im Falle einer neuen Ausweisung als WR oder WA möglich. Für das kleine Baugebiet lie-
gen bereits vier Interessenbekundungen vor.

. Die Belange des Bodenschutzes: Nach § 1a BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und
schonend umzugehen. Mit der Einbeziehung von an den Siedlungsbereich angrenzenden Flä-
chen werden zusätzliche öffentliche Verkehrsflächen vermieden und ein kompakter Siedlungs-
bereich erreicht. Durch Ausweisung einer moderaten baulichen Dichte wird zudem ein scho-
nender Umgang mit Grund und Boden erreicht.

. Als Belange des Naturschutzes sind zu berücksichtigen:
- Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne § 14 BNatSchG sind nach § 1a BauGB zu mini-
mieren und soweit unvermeidlich auszugleichen. Durch die Planung werden rund 3. 960 qm
bisheriger Außenbereich als Baugebiet mit insgesamt bis zu 1. 782 qm zusätzlicher Versiege-
lung vorbereitet.

- Im Plangebiet gilt unabhängig von der Aufstellung des Bebauungsplans der gesetzliche
Baumschutz des § 18 NatSchAG M-V. Da sich der Status Gehölze durch die Planung nrcht
ändert (Hausgarten), wirkt sich die Planung nicht auf die Belange des Baumschutzes aus Der
Ausgleich für Bestandsverluste geschützter Landschaftsbestandteile im Sinne § 29 BNatSchG
wäre erst mit einer tatsächlichen Fällgenehmigung zu bilanzieren und festzusetzen.

- Für Tier- und Pflanzenarten des Anhang IV der FFH- Richtlinie und für die europäischen
Vogelarten ist im Rahmen umsetzungsorientierter Planungen zu prüfen, ob durch die
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Umsetzung der Planung Verbotstatbestände entsprechend § 44 BNatSchG eintreten können.
Für das Plangebietwird im Rahmen einer Potenzialabschätzung die Betroffenheit artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände geprüft und ausgeschlossen. Zum Schutz des Brutgeschehens
sind Baumfäll- und -Pflegearbeiten gemäß § 39 BNatSchG generell nur außerhalb der Brutzeit
im Zeitraum zwischen dem 01. 10. und dem 28. 02. eines jeden Jahres zulässig.

. Die Belange der Denkmalpflege: Allgemein können bei Erdarbeiten Bodenfunde nicht generell
ausgeschlossen werden, auch wenn im Plangebiet derzeit keine Bodendenkmale bekannt
sind. Werden Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt, ist gemäß § 11 DSchG M-V
die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fund-
stelle bis zum Eintreffen des Landesamtes für Bodendenkmatpflege oder dessen Vertreter in
unverändertem Zustand zu erhalten. Die späteren Bauherren werden durch einen entspre-
chenden Hinweis im Satzungstext auf die Erfordernisse der Bodendenkmalpflege hingewie-
sen.

Die privaten Belange sind angemessen zu berücksichtigen. Im Plangebiet bestehen bislang keine
baulichen Nutzungen. Das Plangebiet ist - mit Ausnahme der beiden Zufahrten - derzeit als Außen-
bereich nach § 35 BauGB anzusprechen, so dass kein Baurecht für reguläre bauliche Nutzungen
besteht. Die Zufahrten sind jeweils im Eigentum der Besitzer auch der rückwärtigen, vom Bebauungs-
plan begünstigten Flächen.

Da im Plangebiet derzeit weder Bebauung besteht noch zulässig ist, erfordern die privaten Belange
vor allem den Schutz der Nachbarschaft. Dabei sind die hohen Schutzanforderungen eines Wohnge-
biets (z. B. als Abwehranspruch gegen gewerbliche Nutzungen) zu berücksichtigen. Mit derAuswei-
sung als allgemeines Wohngebiet wird dem Anspruch der Nachbarschaft entsprochen. Nutzungskon-
flikte sind (auch wegen der weiteren Einschränkung des Nutzungsartenkatalogs) nicht zu erwarten.
Im Bebauungsplan werden keine Nutzungen zugelassen, die nicht bereits für die Umgebung prägend
vorhanden oder allgemein als gebietstypisch anzusehen wären. Mit der Ausweisung als allgemeines
Wohngebiet sowie der Beschränkung auf eingeschossige Ein- und Zweifamilienhäuser nimmt die Pla-
nung die Charakteristik des umliegenden faktischen allgemeinen Wohngebiets auf.

Durch die neue Bebauung entstehen neue Nachbarschaften. Das Bundesverwaltungsgericht hat
hierzu mehrfach erkannt, dass es in der Regel weder einen Schutz vor Verschlechterung der freien
Aussicht noch vor Einsichtsmöglichkeiten von neuen benachbarten Häusern gebe. Angesichts der
Flächendarstellung im Flächennutzungsplan war für die Anlieger erkennbar, dass eine Arrondierung
entsprechend der am Parkweg im südlichen Abschnitt üblichen Tiefe der Siedlungsflächen mittelfristig
möglich ist.

Durch die Erweiterung des Wohngebiets entsteht zusätzlicher Verkehr, der über den Parkweg geführt
werden muss. Angesichts der geringen Größe der Ergänzung mit nur sechs Wohneinheiten bleibt die
zusätzliche Verkehrsbelastung gering, so dass sich das Verkehrsaufkommen insgesamt nicht erheb-
lich ändert.

4) Umweltbericht

4. 1) Einleitung / Zusammenfassung

4. 1.1) Anlass und Aufgabenstellung

Nach § 2 BauGB ist für die Aufstellung, Änderung und Ergänzung von Bauleitplänen ein Umweltbe-
rieht zu erstellen. Der Umweltbericht dient der Dokumentation des Vorgehens bei der Umweltprüfung.
Erfasst alle Informationen zusammen, die als Belange des Umwelt- und Naturschutzes (§ 1 BauGB)
in der Abwägung nach § 1 (7) BauGB zu berücksichtigen sind.

Die Prüfung der Auswirkungen auf Natur und Umwelt gründet auf den Zielen und Inhalten der Pla-
nung, wie sie insbesondere in den Punkten 1 und 2 der Begründung dargestellt sind und konzentriert
sich somit auf das unmittelbare Plangebiet sowie die möglicherweise vom Plangebiet ausgehenden
Wirkungen auf das Umfeld. Betrachtet werden die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter
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des Naturraums und der Landschaft (Boden, Wasser/Wasserrahmenrichtlinie, Klima/ Luft/ Folgen des
Klimawandels, Pflanzen und Tiere, Landschaft/ Landschaftsbild), das Schutzgut Mensch/ Menschli-
ehe Gesundheit/ Bevölkerung und Kultur-/ Sachgüter/ kulturelles Erbe sowie deren Wechselwirkun-
gen.

4. 1.2) Kurzdaretellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplans

Mit der Planung sollen auf einer durch den angrenzenden Siedlungsbereich vorgeprägten Fläche in
zweiter Reihe auf bisherigen Außenbereichsflächen sechs Bauplätze für Wohngebäude entwickelt
und damit die südlich anschließende Bebauung nach Norden hin fortgesetzt werden.

Ausgewiesen wird ein reines Wohngebiet mit knapp 0, 4 ha Größe mit sechs einzelnen Baufenstern
jeweils für ein eingeschossiges Wohngebäude mit maximal einer Wohnung. Durch die Planung wird
1m Baugebiet eine Bebauung mit bis zu 1. 188 qm Grundfläche bzw. bis zu 1. 782 qm Versiegelung
zugelassen.

4. 1.3) Darstellung der festgelegten Ziele des Umweltschutzes

Der Umweltbericht erfordert gem. § 2 (4) und § 2a BauGB die Darstellung der für den Bebauungsplan
relevanten Ziele des Umweltschutzes der Fachgesetze und Fachpläne.

Fachgesetze und einschlägige Vorschriften

Bau.. esetzbuch BauGB

Entsprechend BauGB (i.V. m. den gesetzlichen Verpflichtungen des Landes- und Bundesnaturschutz-
gesetzes) sind bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes die Belange des Umweltschutzes und der
Landschaftspflege zu berücksichtigen. Im Sinne des Ressourcenschutzes ist allgemein ein sparsamer
und schonender Umgang mit Grund und Boden zu gewährleisten, dabei ist der Innenentwicklung Vor-
rang vor einer Entwicklung auf der sog. grünen Wiese zu geben (§ 1a BauGB). Dabei sollen landwirt-
schaftlich genutzte Flächen und Wald nach § 1a (2) BauGB nur in begründeten Fällen umgewandelt
bzw. für andere Nutzungen in Anspruch genommen werden.

Die Planung sieht eine kleinteilige Arrondiemng im Randbereich der im Zusammenhang bebauten
Ortslage vor. Die Fläche ist durch die angrenzende Wohnnutzung vorgeprägt und bereits medien- und
verkehrstechnisch erschlossen. Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan in Gänze als Baugebiets-
fläche dargestellt. Der schonende Umgang mit Grund und Boden schließt darüber hinaus die Forde-
rung ein, die Bodenversiegelung auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Dies wird be-
rücksichtigt, indem die Obergrenzen nach § 17 BauNVO nicht ausgeschöpft werden.

Bundesnaturschutz esetz BNatSchG

Oberstes Ziel ist der Schutz von Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes sowie als
Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für künftige Generationen
im besiedelten und unbesiedelten Bereich. Dazu ist eine dauerhafte Sicherung der biologischen Viel-
falt, der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähig-
keit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie der Vielfalt, Eigenart und Schönheit und
des Erholungswertes von Natur und Landschaft unerlässlich. Landschaftliche Freiräume sind vorwei-
terer Zerschneidung zu schützen, zudem haben Konversion und Nachverdichtung im Innenbereich
Vorrang vor einer Flächeninanspruchnahme im Außenbereich. Unvermeidbare Beeinträchtigungen
von Natur und Landschaft sind auszugleichen oder zu mindern.

Das geplante Vorhaben greift nicht in unberührte Naturräume ein und beschränkt sich auf einen durch
die Siedlungsnähe vorgeprägten Bereich. Der Eingriff in Natur und Landschaft wird gemäß § 1a
BauGB für den im Außenbereich liegenden Teil des Plangebiets wird prognostisch erfasst, bewertet
und ausgeglichen.

Artenschutz 44 BNatSchG

Für Tier- und Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie und für die europäischen Vogelarten
ist im Rahmen umsetzungsorientierter Planungen zu prüfen, ob durch die Umsetzung der Planung
Verbotstatbestände entsprechend § 44 BNatSchG eintreten und somit ein Vollzugshindernis für die
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Bauleitplanung verursachen können.

Eine Prüfung der Planung auf die Verbotstatbestände erfolgt im Rahmen einer Potenziatabschätzung.
Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände können durch Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen aus-
geschlossen werden.

Baumschutz 18 und 19 NatSchAG M-V Baumschutzsatzun

Gemäß § 18 NatSchAG M-V sind Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 100 Zentimetern,
gemessen in einer Höher von 1, 30 m über dem Erdboden, gesetzlich geschützt. Dies gilt jedoch u. a.
nicht für

Bäume in Hausgärten, mit Ausnahme von Eichen, Ulmen, Platanen, Linden und Buchen,
Obstbäume, mit Ausnahme von Walnuss und Esskastanie,
Pappeln im Innenbereich.

Gemäß § 19 NatSchAG M-V sind zudem Alleen und einseitige Baumreihen an öffentlichen oder pri-
vaten Verkehrsflächen und Feldwegen gesetzlich geschützt.

Eine Baumschutzsatzung für die betroffene Gemeinde Breege liegt nicht vor.

Die zur Umsetzung des Vorhabens erforderlichen Rodungen sind zu erfassen; ein möglicher Aus-
gleich ist durch die zuständige Naturschutzbehörde als Auflage in der Fällgenehmigung festzusetzen.

Bioto schütz 20 NatSchAG M-V und 30 BNatSchG

Gemäß § 20 NatSchAG M-V sind Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung
des charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen
der folgenden Bio- oder Geotope führen können, unzulässig:

naturnahe Moore und Sümpfe, Solle, Röhrichtbestände und Riede, seggen- und binsenreiche
Nasswiesen,
naturnahe und unverbaute Bach- und Flussabschnitte, Quellbereiche, Altwasser, Torfstiche
und stehende Kleingewässer jeweils einschließlich der Ufervegetation, Verlandungsbereiche
stehender Gewässer,
Zwergstrauch- und Wacholderheiden, Trocken- und Magerrasen sowie aufgelassene Kreide-
brüche,
Naturnahe Bruch-, Sumpf- und Auwälder, Gebüsche und Wälder trockenwarmer Standorte,
Feldgehölze und Feldhecken,
Findlinge, Blockpackungen, Gesteinsschollen und Oser,
Trockentäler und Kalktuff-Vorkommen,
offene Binnendünen und Kliffranddünen,
Kliffs und Haken.

§ 30 BNatSchG schließt zudem unter anderem eine Vielzahl von Küstenbiotopen ein. Im Einzelfall
kann ein Antrag auf Ausnahme durch die untere Naturschutzbehörde zugelassen werden.

Gem. Kartenportal Umwelt M-V sind innerhalb des Plangebiets sowie in der näheren Umgebung keine
gesetzlich geschützten Biotope verzeichnet.

Wasserhaushalts esetz WHG

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt bzw. über eine Kanalisation ohne
Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrecht-
liche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegen-
stehen (§ 55 WHG).

Die Planung sieht eine Versickerung des unbelasteten Niederschlagswassers auf dem Grundstück
vor, wie es im angrenzenden Siedlungsbereich seit langem praktiziert wird.

Vor aben der Wasserrahmenrichtlinie WRRL

Die EG-WRRL hat nach Artikel 1 das Ziel, den Zustand der aquatischen Ökosysteme und der unmit-
telbar von ihnen abhängigen Landökosysteme und Feuchtgebiete zu schützen und zu verbessern,
eine nachhaltige Wassernutzung zu fördern, die Einleitung und Freisetzung sogenannter prioritärer
Stoffe und prioritärer gefährlicher Stoffe in die aquatische Umwelt zu reduzieren bzw. einzustellen, die
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Verschmutzung des Grundwassers zu verringern und die Auswirkungen von Überschwemmungen
und Dürre zu mindern. Für alle Gewässer und Grundwasser sollte bis 2015 (Fristverlängerung bis
2027) der gute ökologische Zustand erreicht werden. Für den zweiten Bewirtschaftungszeitraum von
2016 bis 2021 erfolgte eine Fortschreibung der Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme,
die nach Öffentlichkeitsbeteiligung mit ihrer Bekanntmachung am 22. Dezember 2015 behördenver-
bindlich festgesetzt wurden [§ 130a Absatz 4 Landeswassergesetz (LWaG) M-V].
Oberflächengewässer sind im Plangebiet bzw. der näheren Umgebung nicht vorhanden. Direkte Ein-
leitungen in ein Gewässer sind nicht vorgesehen, unbelastetes Niederschlagswasserwird wie bisher
auf den Grundstücken versickert.

Bundesbodenschutz esetz BBSchG i.V. m. Bodenschutz esetz M-V LBodSchG M-

Im Sinne des Bodenschutzes sind die Funktionen des Bodens zu sichern oder wiederherzustellen.
Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden undAltlasten sowie hierdurch
verursachte Grundwasserverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Entwicklun-
gen auf den Boden zu treffen (§ 1 BBodSchG). Mit dem Boden ist sparsam und schonend umzugehen.
Flächenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. Treten während der Baumaß-
nähme Überschussböden auf oder ist es notwendig, Fremdböden auf- oder einzubringen, so haben
entsprechend § 7 BBodSchG die Pflichtigen Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenverän-
derungen zu treffen.

Durch die Nutzung bereits anthropogen veränderter Böden werden negative Auswirkungen reduziert
bzw. gemindert. Die Versiegelung im Plangebiet wird erhöht, jedoch wird das Vorhaben auf die not-
wendige Fläche beschränkt.

Bundesimmissionsschutz esetz BlmSchG

Das Gesetz dient dem Zweck Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Atmosphäre sowie
Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen. Zudem soll dem
Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorgebeugt werden. Entsprechend des Trennungsgrund-
satzes des Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 50 BlmSchG) sind sich gegenseitig ausschließende
Nutzungen wie Wohn- und Gewerbegebiete räumlich voneinander zu trennen, um schädliche Um-
welteinwirkungen auf schutzwürdige Nutzungen zu vermeiden. Dabei ist der Nachweis zu führen,
dass mögliche Geräuschemissionen nicht zu schädigenden Umwelteinwirkungen und sonstigen Ge-
fahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen für die Betroffenen im Plangebiet und
in seiner Umgebung führen. Der Schutz der Betroffenen vor unzumutbaren Geräuschimmissionen an
einem Immissionsort ist dann sichergestellt, wenn die berechneten Beurteilungspegel die jeweils zu-
treffenden Orientierungs-, Rieht- oder Grenzwerte unterschreiten. Die maßgeblichen Hinweise für die
Berechnung und Beurteilung von Geräuschimmissionen bei der Bauleitplanung sind in der DIN 18005
sowie für Gewerbelärm ergänzend in der TA Lärm gegeben. Bei Überschreitung der vorgegebenen
Orientierungswerte sind Lärmminderungsmaßnahmen vorzuschlagen.

Die Planung sieht weder die Errichtung einer im Sinne des Gesetzes genehmigungspflichtigen Anlage
vor, noch ist eine solche Anlage in der Umgebung des Vorhabens vorhanden. Dem reinen Wohngebiet
ist ein hoher Schutzanspruch zuzuschreiben, erhebliche schädliche Umwelteinwirkungen sind für die
Umgebung demnach nicht zu erwarten.

Weitere konkretisierende Erläuterungen der Ziele und Umweltbelange aus den einschlägigen Fach-
gesetzen und deren Berücksichtigung für das anstehende Verfahren des Bebauungsplanes erfolgen
im Zusammenhang der folgenden Kapitel.

Ziele des Umweltschutzes in Fachplänen

Vor aben der Raumordnun / GLRP

Der Gutachtliche Landschaftsrahmenplan Vorpommern (GLRP VP, Erste Fortschreibung) vom Okto-
ber 2009 formuliert für das Plangebiet, welches im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde
Breege bereits als Baufläche berücksichtigt wurde, keine spezifischen Zielvorstellungen Generell gel-
ten die Aussagen des Gutachtlichen Landschaftsrahmenplanes nicht für in Flächennutzungsplänen
ausgewiesene Baugebiete bzw. Bauflächen.
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Flächennutzun s lan

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Breege ist das Plangebiet als Allgemeines Wohn-
gebiet dargestellt.

Landschafts lan

Für die Gemeinde Breege liegt ein Landschaftsplan vor. Für das Plangebiet wird, da es im Siedlungs-
Zusammenhang liegt, keine planungsrelevante Aussage getroffen.

Schutzgebiete
Das Plangebiet selbst liegt außerhalb von Schutzgebieten im Sinne des Naturschutzrechts. Schutz-
gebiete befinden sich erst in einem Abstand deutlich >200 m und damit außerhalb des möglichen
Wirkbereichs der Planung (vgl. HzE, Anlage 5).

4. 2) Umweltzustand und Umweltmerkmale (Bestand)

Schutzgut Bestand

Boden Allgemein Bodenfunktionsbereich Lehme/Tieflehme grundwasserbestimmt und/oder stau-
naß (fb 07);
nach Reichsbodenschätzung steht allgemein Lehmiger Sand (IS) an, im Norden mit einer
Ackerzahl von 54, im Süden mit 47;

Geotope bzw. sonstige wertgebende Bodenbildungen sind nicht vorhanden

Fläche Nördlich, östlich und südlich Anschluss an bestehende Wohngebiete, Fläche stellt sich als
Einbuchtung der Siedlungsfläche dar;
derzeitige Nutzung als Acker (ca. 2/3) bzw. Ziergarten (ca. 1/3), im Flächennutzungsplan
vollständig als Wohngebiet dargestellt

Wasser keine Gewässer im Plangebiet vorhanden;
angesichts einer Höhenlage von rund 2, 5 m HN kein Überschwemmungsgebiet/ Risikoge-
biet;
Grundwasser Wasserkörper nach WRRL Wasserkörper: WP_KO_10_16;
Grundwasserleiter bedeckt durch bindige Deckschichten mit 5-10 m Mächtigkeit, Ge-
schütztheit mittel (quasi bedeckt), kein Trinkwasserschutzgebiet

WRRL Innerhalb des Vorhabengebietes befinden sich keine WRRL-berichtspflichtigen Fließ-,
Stand- oder Küstengewässer.

Klima/Luft Ackerfläche nimmt im Siedlungszusammenhang keine regulierende Funktion im Sinne ei-
nes Kaltluftentstehungsgebietes ein. Das gut durchlüftete Plangebiet weist keine nennens-
werten Belastungen durch Gewerbe (Windverfrachtung) oder Verkehr auf.

Wärme / Das gut durchlüftete Plangebiet nahe der Küste neigt nicht zu Hitzeanstauungen und
Strahlung Strahlungsbelastungen.

Pflanzen / Im Norden Intensivacker (Lehmacker - ACL), südlich Nutzgarten - PGN als Bestandteil eines
Tiere Biologi- lockeren Einzelhausgebiets - OEL, geprägt für den im Plangebiet liegenden Abschnitt durch
sehe Vielfalt Rasenfläche mit einzelnen Siedlungs- und Obstgehölzen;

Heutige potentiell natürliche Vegetation (HPNV): Buchenwälder basen- und kalkreicher
Standorte (alsWaldgersten-Buchenwald einschließlich derAusprägung als Lungenkraut-Bu-
chenwald)
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ACL

Der nördliche Bereich des Plangebiets (ca. 2/3) besteht aus Ackerfläche sowie einem sich
unmittelbar daran anschließenden Greening-Streifen, welcher als Brache oder Grasansaat
ausgeprägt war. Der südliche Bereich des Plangebiets (ca. 1/3) setzt sich aus Obstbäumen
und'Haseisträuchern auf einer anteilig intensiv gepflegten Rasenfläche. Westlich schließt
sich ein weniger intensiv genutztes Areal an, hier sind Rückstände einer ruderalen Stauden-
flur zu vermuten. Abgegrenzt wird die Ackerfläche (ACL) zum Nutzgarten (PGZ) durch ein
dichtes Schlehengebüsch. Die beiden Zufahrten weisen intensiv gepflegte Grünflächen mit
Rasenbereichen, Ziersträuchern und Siedlungsgehölzen (Fichten-Arten) sowie weiteren Ha-
selsträuchern und Schlehengebüschen auf.
Für das Vorhaben liegt ein AFB vor (Büro BSTF, Rostock, 06/2021).

Durch die Biotopausstattung sowie die Lage entlang des Siedlungsrandes bietet das Plan-
gebiet vor allem Kulturfotgern und anspruchsarmen, häufig vorkommenden Arten einen ge-
eigneten Lebensraum. Ein Vorkommen geschützter bzw. streng geschützter Arten kann da-
bei enerell auch in Siedlun sbereichen nicht aus eschlossen werden.

B-Plan Nr. 27 "Wohngebiet Parkweg - Nordwest", begr.
Satzung, Fassung vom 17. 06.2019, Stand 24. 05.2022 Seite 16 von 26



Landschaft

Mensch/
Menschliche
Gesundheit/
Bevölkerung

Im Bereich derAckeriläche ist - angesichts der intensiven Bearbeitung mit jährlich wech-
selnder Fruchtfolge sowie der geringen Abstände (Fluchtdistanz) - nur bedingt mit Vorkom-
men relevanter Arten zu rechnen (vgl. Anlage 2 HzE). Die Ackerfläche hat - angesichts der
Nähe zum Siedlungsbereich - nur eine vergleichsweise geringe Bedeutung als Rastgebiet.
Die in den Umweltkarten. mv dargestellte Stufe 2, mittel bis hoch, ist auch über den bebau-
ten Bereich hinweg als Schraffur dargestellt und muss bei Betrachtung vor Ort - die Breite
des Ackers zwischen den bestehenden Bebauungen beträgt 60m - relativiert werden.

In Betrachtung des Nutzgartens und der Ackerfläche und können -je nach Ausstattung -
Vorkommen von Fledermäusen, Vögeln, Reptilien und Amphibien nicht von vomeherein
ausgeschlossen werden (vgl. Anlage 2 HzE).

. Fledermäuse: Spuren von Fledermäusen konnten in und an den Bäumen innerhalb
des Plangebiets nicht festgestellt werden. Kleinere Baumhöhlen am vorhandenen
Obstbaumbestand bieten in geringes Potenzial als Tagesversteck oder Zwischen-
quartier zu dienen. Gebäude sind vom Vorhaben nicht betroffen. Eine Nutzung des
gesamten Areals als Nahrungs- bzw. Jagdgebiet, speziell entlang der Heckenstruk-
turen und im Umkreis der Bäume, ist nicht auszuschließen. Insgesamt liegt ein ge-
ringfügiges Beeinträchtigungspotenzial vor.

. \/öge/: Die Ackerfläche ist als potenzieller Habitatraum der Fetdlerche anzusehen.
Die innerhalb des Plangebiets liegenden sowie unmittelbar daran angrenzenden
Gehölze (Hecken, Groß- und Obstbäume) stellen ein entsprechendes Habitatpo-
tenzial für Gehölzbrüter dar. Die Rasenflächen sowie der Greening-Streifen sind
auf Grund ihrer intensiven Nutzung nicht als Habitate für Bodenbrüter zu betrach-
ten. Bei den siedlungsnah zu erwartenden Brutvögeln handelt es sich in der Regel
um häufig vorkommende Kulturfolger, deren Nester keinem mehrjährigen Schutz
unterliegen. Betroffenheiten der genannten Brutvögel sind dahingehend nicht aus-
zuschließen. Zum Schutz des Brutgeschehens sind Eingriffe in den Gehölzbestand
gem. § 39 BNatSchG in der Zeit zwischen 1. März bis zum 30. September unzu-
lässig.

. Reptilien: Streng geschützte Reptilien konnten nicht nachgewiesen werden und
sind auf Grund der Biotopausstattung im Plangebiet (keine ungestörten Bereiche/
Offenbodenflächen) auch nicht zu vermuten. Eine vorhabenbedingte Betroffenheit
besteht damit nicht.

. Amphibien: Streng geschützte Amphibien konnten nicht nachgewiesen werden und
sind auf Grund der Biotopausstattung im Plangebiet auch nicht zu vermuten. Ge-
eignete Laichhabitate sind auch im weiteren Umfeld nicht vorhanden, eine vorha-
benbedingte Betroffenheit besteht damit nicht.

. Weitere artenschutzrechtlich beurteilungsrelevante Arten bzw. Artengruppen konn-
ten nicht nachgewiesen werden bzw. sind auf Grund der Habitatausprägung nicht
zu erwarten.

Das Plangebiet selbst liegt außerhalb von Schutzgebieten im Sinne des Naturschutzrechts.
Schutzgebiete befinden sich erst in einem Abstand deutlich >200 m und damit außerhalb
des mö lichen Wirkbereichs der Planun v l. HzE, Anla e 5 .

Das Plangebiet liegt auf der Grenze zwischen dem Landschaftsbildraum Schaabe (II 6-8)
mit der Landschaftsbildbewertung hoch bis sehr hoch sowie Wittow (II 6-6) mit der Land-
schaftsbildbewertung mittel bis hoch.
Das kleinräumige Landschaftsbild ist durch umgebende Wohngebiete siedlungsgeprägt.
Das Vorhaben beeinträchtigt keine wertvollen Sichtbeziehungen. Von den öffentlichen Stra-
ßen aus ist das Plangebiet nicht einsehbar.

Erholung: Die nordöstlich liegende, historische Parkanlage stellt einen großflächigen Erho-
lungsraum dar, welcher sich auch über die Grenzen der eigentlichen Parkanlagen hinaus
erstreckt. Die beplanten Flurstücke verfügen jedoch nicht über eine erholungsrelevante
Struktur, Auswirkungen auf die Erholung sind somit auszuschließen.
Infrastrukturkosten: günstige Erschließung durch direkte Anbindung an bestehende Sied-
lungsflächen;
erhöhte Distanz zu Freiräumen: nein

Hitzestress Risikobevölkerungsgruppen (Kleinkinder, Menschen über 75, Vorbelastete):
nein
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Störfall

Kultur und
Sachgüter /
Historisches
Erbe

Im näheren Umfeld des Plangebietes sind keine Störfallbetriebe vorhanden, deren Sicher-
heitsbereiche sich in das Plangebiet hinein erstrecken

In einer Entfernung von 150 m in nordwestlicher Richtung zum Plangebiet und abgeschirmt
durch vorhandene Wohnbebauung liegt der historisch Landschaftspark von Breege-Julius-
ruh.

4. 3) Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung

4. 3. 1) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung

Mit Umsetzung wird das Wohngebiet auf einer bisherigen Außenbereichsfläche (v. a. Acker, Ziergar-
ten) mit einer Größe von 3. 960 qm erweitert, so dass die südlich bereits ausgebildete zweireihige
Bebauung bis zum nördlich anschließenden Siedlungsbereich fortgesetzt wird. Dabei orientiert sich
die Planung hinsichtlich des zukünftig Zulässigen grundsätzlich an der in der Umgebung bestehenden
Nutzung und Dichte. Entstehen soll eine aufgelockerte Bebauung aus freistehenden Einzelhäusern
mit einer maßvollen baulichen Dichte mit GRZ 0, 3. Die Versiegelung planungsbedingt um rund 1. 782
qm zunehmen.

Erschlossen wird das Plangebiet über zwei neue private Stichwege direkt vom bestehenden Parkweg
aus, so dass keine zusätzlichen öffentlichen Verkehrsflächen erforderlich werden. Gewerblich, hand-
werklich oder industriell genutzte Grundstücksflächen sind nicht Bestandteil der Planung. Gewerbe-
und Industriegebiete mit belastenden Staubemissionen (Windverfrachtung) sind auch im Umfeld nicht
vorhanden. Nutzungsbedingt kann das Niederschlagswasser als gering bzw. tolerierbar verschmutz-
tes Regenwasser gelten.

. Anlagebedingt wird die Gesamtversiegelung im Plangebiet durch Ergänzung des bestehenden
Wohngebiets" mit Gebäuden und Nebenflächen/ Erschließungsanlagen zunehmen und
dadurch die bisherige Biotopausstattung auf den Flächen verlorengehen. Betroffen sind nur
geringwertige Biotoptypen mit Wertstufe 0 (Ackerflächen und ein Ziergarten mit einzelnen
Siedlungsgehölzen). Angesichts eines mehrseitigen Anschlusses an das bestehende Wohn-
gebiet werden die Eingriffe nur lokale Wirkung entfalten; wertgebende Biotoptypen sind nicht
betroffen.
Erhebliche anlagebedingte Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind nicht zu erwarten, da
das Plangebiet an den Siedlungsbereich angrenzt und die Höhe der umliegenden Bebauung
nicht überschritten wird. Der nördliche Siedlungsbereich (Bebauungsplan Nr. 7 "Wohngebiet
am Parkweg") ragt bereits deutlich weiter nach Westen in die offene Landschaft hinein.

. Betriebsbedingt kommt es im bestehenden Wohngebiet zu einer geringen Intensivierung der
Wohnnutzung (6 zusätzliche Eigenheime). Die zulässigen Nutzungen entsprechen den in der
Umgebung vorhandenen Nutzungen, so dass keine Nutzungskonflikte erkennbar sind. Durch
die Wohnnutzung verursachte Geräusche (z. B. durch Pkw-Verkehr/ Stellplatznutzung sowie
Nutzung der wohnungsnahen Freiflächen) entsprechen allgemein wohngebietstypischen Ge-
rauschen.

. Die baubedingten Auswirkungen werden bei fach- und sachgerechter Ausführung (z. B. Ein-
haltung der Zeiten für Rodung und Baufeldfreimachung, Schutz des Oberbodens, Einhaltung
einschlägiger Grenz- und Orientierungswerte gem. Allgemeiner Verwaltungsvorschrift zum
Schutz gegen Baulärm) als nicht erheblich eingeschätzt und können schon angesichts der
Kurzfristigkeit vernachlässigt werden. Artenschutzrechtliche Vorgaben hinsichtlich möglicher
Bauzeiten und Bauvorbereitung sind möglicherweise zu berücksichtigen.

Allgemein gilt bezüglich der Abwendung von nur während bestimmter Zeiten geltender Ver-
böte der Störung von Tieren im Sinne § 44(1) Nr. 2 BNatSchG, dass deren Einhaltung regel-
mäßig im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens durch Erlass von Nebenbestimmungen
sichergestellt werden kann, Z. B. durch ein Verbot der Durchführung von Bauarbeiten während
gewisser Zeiten. Dies gilt nicht zuletzt für eine Angebotsplanung, bei der einzelne Baumaß-
nahmen erst mittel- bzw. langfristig verwirklicht werden. Aufgrund der Dynamik der
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Artveränderungen sind ggf. die auf heutigen Erhebungen basierenden Aussagen zum Zeit-
punkt der tatsächlichen Bebauung veraltet.

Auswirkun en auf die Schutz üter

Schutzgut

Boden

Fläche

Wasser

WRRL

Klima/Luft

Folgen des Klimawandels

Wärme/ Strahlung

Pflanzen/ Tiere/ Biologische
Vielfalt

Landschaft

Mensch/ Menschliche Ge-
sundheit / Bevölkerung

Störfall

voraussichtliche erhebliche Auswirkungen

Aus der lockeren Bebauung des Gebietes mit einer Zunahme der Versie-
gelung (ca. 1. 782 qm) sind keine erheblichen Beeinträchtigungen der
Schutzgüter ableitbar.

Keine Maßnahmen an Gewässern vorgesehen.
Anfallendes Niederschlagswasser ist unbelastet, nutzungsbedingt sind
keine erheblichen stofflichen Einträge in ein Gewässer zu erwarten.

Eine lockere Einfamilienhausbebauung innerhalb einer klimatisch unbelas-
teten Fläche wird keine erheblichen Auswirkungen auf das Lokalktima ver-
Ursachen.

Mit möglichen Extremwetterereignissen einhergehende projektbezogene
Umweltrisiken auf andere Schutzgüter sind nicht zu erwarten.

Eine erhebliche Wärme- oder Strahlungsemission wird mit der Umsetzung
der Planung nicht einhergehen

Keine Beeinträchtigung der Biotopvernetzung (Zerschneidungswirkung),
keine Beanspruchung wertgebender Lebensräume. Keine Betroffenheit
nach § 44 BNatSchG erkennbar.
Angesichts der Größe der verbleibenden Ackernutzung (Feldblock
DEMVLI051BA40040 mit insg. 167 ha) ist der Verlust an vergleichsweise
geringwertige Rastflächen nicht signifikant.
In Folge der Planumsetzung wird es trotz einzelner Geholzentnahmen so-
wie zusätzlicher Versiegelung nicht zu einer generellen Änderung der Le-
bensbedingungen im Plangebiet kommen. Die bestehende Habitateignung
für Generalisten wird sich angesichts vergleichsweise geringer Dichten so-
wie qualifizierter Pflanzgebote nicht wesentlich verändern. Die gebäude-
nahen Freiflächen werden sich auch zukünftig als Hausgärten darstellen,
so dass nach Abschtuss der Baumaßnahen wieder gute Lebensbedingun-
gen für die entsprechenden Artengruppe bestehen. Die mit der menschli-
chen Präsenz einhergehenden Störungen werden sich erhöhen, dabei
wird das Maß der vorhandenen Störungen jedoch nicht erheblich über-
schritten (ausschließlich Einfamilienhäuser auf großen Grundstücken).
Insbesondere störungstolerante Arten, Kulturfolger und Ubiquisten werden
damit auch zukünftig innerhalb bzw. im näheren Umfeld des Plangebiets
anzutreffen sein, so dass sich der jeweilige Erhaltungszustand der lokalen,
im Siedlungsbereich vorkommenden Arten allgemein nichtverändern wird.
Mit der Bebauung bietet sich generell neues Habitatpotenzial für gebäude-
bewohnende Arten (Fledermäuse/ gebäudebewohnende Vogelarten).

Durch Bebauung einer mehrseitig umbauten Freifläche am Ortsrand ver-
ändert sich für die benachbarten Grundstücke lokal das Ortsbild. Es wer-
den keine wertvollen Sichten beeinträchtigt, das Gelände ist nicht einseh-
bar.

Veränderung der visuellen Situation durch Bebauung einer Freifläche,
keine Veränderung der Nutzungssituation, da die öffentliche Wegeverbin-
düngen erhalten bleiben bzw. ausgebaut werden

Art und Maß der baulichen Nutzung entsprechen der Umgebung, so dass
die gute Wohnqualität am Parkweg nicht gefährdet wird.

Für zulässige Nutzung besteht kein Risiko eines schweren Unfalls. Ausge-
hend vom Vorhaben kommt es zu keiner Zunahme der Gefährdung der
Bevölkerung.
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Kultur und Sachgüter / Histo- Das Plangebiet liegt in ausreichender Entfernung, den historischen Park
risches Erbe ~ sowie dessen Ensembleschutzbereich nicht zu beinträchtigen. Es werden

weder Sichtachsen zum Park noch aus dem Park heraus beeinträchtigt.

4. 3.2) Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung

Ohne Planung würde voraussichtlich kurzfristig keine Änderung des Status-Quo erfolgen. Der Bereich
ist alsAußenbereich nach § 35 BauGB nicht bebaubar. Die landwirtschaftliche Nutzung der nördlichen
Teilfläche sowie die Nutzung der südlichen als hlausgarten würden beibehalten werden.

4.3.3) Minderungs-, Vermeidungs-, Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen

Für das Vorhaben wird eine Fläche beansprucht, die mehrseitig an den bestehenden Siedlungszu-
sammenhang angrenzt und dementsprechend vorgeprägt ist. Durch eine kompakte Anordnung wer-
den keine zusätzlichen öffentlichen Verkehrsflächen erforderlich.

Durch Nutzung von Flächen, die bereits unter anthropogenem Einfluss stehen, werden Eingriffe in die
Belange von Natur und Umwelt minimiert und ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden gemäß
§ 1a (2) BauGB praktiziert. Das Vorhaben beansprucht keine ungestörten Landschaftsräume.
Zur Sicherung einer angemessenen Durchgrünung wird eine moderate bauliche Dichte (G RZ 0, 3)
sowie ein Pflanzgebot für Einzelbäume auf den Baugrundstücken vorgesehen. Auswirkungen auf Bo-
den und Grundwasserneubildung werden durch ein Verbot wasserundurchlässiger Befestigungen mi-
nimiert.

Zur Vermeidung der Erfüllung von Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG sind Baumfällungen nur
im Zeitraum vom 1. 10. bis zum 28. 02. eines jeden Jahres zulässig. Die Pflanzstandorte für die 12
gemäß Kompensationsmaßnahme neu zu pflanzenden Bäume werden im Zuge der Erschließung und
Grundstücksvermarktung mit den zukünftigen Eigentümern abgestimmt. Durch die Pflanzungen kann
einem erheblichen Verlust von Nistplätzen für die lokale Avifauna langfristig entgegengewirkt werden.

Gemäß Artenschutzfachbeitrag sind ergänzend die folgenden Maßnahmen durchzuführen:

Vermeidungsmaßnahme V 1

Maßnahme Einsatz einer fachlich versierten ökologischen Baubegleitung (OBB), die die Bau-
feldfreimachung inklusive die Entnahme der Gehölze betreut und das Baufeld im
Vorfeld auf Besatz kontrolliert. Bei Funden von Fledermäusen bzw. Brutstätten in
den betroffenen Gehölzen oder im Ackerland werden die Arbeiten zur Baufeldfrei-
machung eingestellt und die ÖBB stimmt sich mit der UNB über das weitere Vor-
gehen ab.

Be ründun Vermeidung der Verletzung, Tötung und Störung

Zielarten Brutvögel, Fledermäuse

Vermeidungsmaßnahme V 2

Maßnahme Einschränkung derAußenbeleuchtung auf dem Gelände des B-Plans

Die Beleuchtungsstärke sollte nicht über das nach EU-Standards erforderliche
Mindestmaß hinaus gehen.

Vermeidung störender Lichtausbreitung in angrenzende Räume durch gerichtete
Beleuchtung von oben nach unten

Einsatz von LED-Lampen mit Farbtemperaturen von 2. 700 Kelvin oder weniger
(2. 400 Kelvin) sowie einer Wellenlänge um 500 nrn, niedriger G-lndex

Be ründun Vermeidung der der erheblichen Störung der lokalen Population

Zielarten Fledermäuse

Vermeidungsmaßnahme V 3
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Maßnahme Die Baufeldfreimachung darf nur zwischen dem 30. September und dem 01 März
und in Abstimmung mit einer fachlich versierten ÖBB erfolgen. Weiterhin müssen
die Bauarbeiten nach der Baufeldfreimachung begonnen und ohne größere Unter-
brechungen fortgeführt werden.

Begründung Vermeidung der Verletzung, Tötung und Störung

Zielart Brutvögel

CEF-Maßnahme E 1

Maßnahme Anbringen von drei Fledermausquartieren in den umliegenden Gehölzen nach fol-
genden Kriterien:

. Anbringung in Höhen > 4 m (Schutz vor Vandalismus)

. Südliche bis südwestliche Exposition

. Gewährleistung guter Anflugmöglichkeiten (Beseitigung der unteren Aste und
aufkommender Gehölze)

. Gewährleistung einer langen Hangzeit (> 10 Jahre) durch
. a) die Auswahl günstiger Gehölzbestände mit hoher Umtriebszeit und
. b) durch die Verwendung einer zweckmäßigen Aufhängevorrichtung

(Dickenwachstum!)
. Funktonalität muss vor Entnahme der Gehölze gegeben sein

Be ründun Sicherung der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten

Zielarten Fledermäuse

DerArtenschutzfachbeitrag ist als Anhang Bestandteil der Begründung.

4. 3.4) Eingriffsbewertung

Eingriffe in Natur und Landschaft sind gemäß § 1a BauGB in Verbindung mit §§ 14 und 15 BNatSchG
und NatSchAG M-V zu vermeiden, zu mindern und soweit nicht vermeidbar, auszugleichen. Dabei
sind Eingriffe, die bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig waren, nicht zu
berücksichtigen.

Die Eingriffsermittlung bezieht sich daher nur auf die bisherige Außenbereichsfläche. Hier kommt es
auf 2.600 m2 zu Biotopveränderung bzw. -vertust sowie auf 1 . 782 m2 zu einer zusätzlichen Versiege-
lung/ Überbauung durch Bebauung und Nebenflächen.

Unmittelbare Eingriffswirkungen werden nur für die Beseitigung des Biotoptyps Ackerfläche (ACL)
geltend gemacht, da die unversiegelte Freifläche des großen Einzelhausgrundstücks (Nutzgarten)
auch künftig dem Biotoptyp Garten, dann vorr. Ziergarten, entsprechen wird. Die Umwandlung von
Ackerfläche in Ziergarten wird hingegen als Eingriff bewertet.

Auf den Flächen zwischen der straßenbegleitenden Bebauung werden zusätzliche Zufahrten ange-
legt, was jedoch angesichts der Lage im Innenbereich nach § 34 BauGB nicht als planbedingter Ein-
griff anzusehen ist.

Die Lage der vom Eingriff betroffenen Biotoptypen in wertvollen, ungestörten oder vorbelasteten Räu-
men sind über Zu- bzw. Abschläge des ermittelten Biotopwertes zu berücksichtigen (Lagefaktor). Der
Lagefaktor wird nach HzE (dort Punkt 2.2) wie folgt ermittelt:

Tabelle: Herleitun des La efaktors nach HzE 2018

Lage des Eingriffsvorhabens

< 100 m Abstand zu vorhandenen Störquellen*

100 m bis 625 m Abstand zu vorhandenen Störquellen*

> 625 m Abstand zu vorhandenen Störquellen*

Lagefaktor

0, 75

1, 00

1, 25
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Innerhalb von Natura 2000-Gebiet, Biosphärenreservat, LSG, Küsten- und Gewässer- 1, 25
Schutzstreifen, landschaftliche Freiräume der Wertstufe 3(1200-2399 ha)

Innerhalb von NSG, Nationalpark, landschaftliche Freiräume der Wertstufe 4 (> 2400 ha) 1, 50

*Als Störquellen sind zu betrachten: Siedlungsbereiche, B-Plangebiete, alle Straßen und vollversiegelte ländliche Wege,
Gewerbe- und Industriestandorte, Freizeitanlagen und Windparks

Der Lagefaktor ist entsprechend der konkreten Betroffenheit differenziert zu ermitteln. Beträgt in ei-
nern Schutzgebiet der Abstand zu einer Störquelle weniger als 100 m ist der Lagefaktor um den Wert
0, 25 zu reduzieren.

Da Baufeld liegt angrenzend an die bestehende Ortslage und außerhalb von Schutzgebieten. Der in
der Eingriffsbilanz anzusetzende Lagefaktor beträgt somit 0, 75.
Bioto beseiti un mit Funktionsverlust unmittelbare Ein riffswirkun

Entsprechend der Hinweise zur Eingriffsregelung 2018 werden die Eingriffsflächenäquivalente für
eine Biotopbeseitigung mit Funktionsverlust nach folgender Formel berechnet:

Fläche [m2 ] des be-

troffenen Bio-
toptvps

Biotopwert [0]
des betroffenen

Bioto VDS
Lagefaktor

Eingriffsflächenäquivalent für Bi-
otopbeseitigung bzw. Biotopver-

änderun im'EFÄ

Die für die Berechnung benötigten Parameter sowie die errechneten Beträge sind in der folgenden
Tabelle aufgeführt.

Biotoptyp

Lehmacker (ACL)

Gesamt

Code gemäß
Schlüssel des

Landes M-V

12. 1.2

Fläche

[m2]

2. 620

2.620

Wertstufe Biotopwert [0] Lagefaktor

0,9 0, 75

Eingriffsflächen-
äquivalent [m2

EFÄ]

1. 768,5

1.768,5

Bioto e mit Funktionsbeeinträchti un mittelbare Ein riffswirkun

Entsprechend der Hinweise zur Eingriffsregelung 2018 sind die Eingriffsflächenäquivalente für Bio-
tope mit Funktionsbeeinträchtigung nach folgender Formel zu berechnen:

Fläche [mz] des
beeinträchtigten

Bioto t s

Biotopwert [0] des
beeinträchtigten Bi-

oto s

Wirkfaktor =
Eingriffsflächenäquivalent für

Funktionsbeeinträchtigung [m2
EFÄ

Zu berücksichtigen sind ausschließlich Biotoptypen mit einer Wertstufe von 3 oder höher. Zudem wer-
den Flächen, welche sich im Umkreis von bereits existierenden Störquellen befinden, von der Be-
trachtung ausgenommen. Wertgebende Biotoptypen sind im Umfeld nicht vorhanden. Zudem liegen
das Plangebiet sowie dessen potenzieller Wirkbereich vollständig innerhalb des Wirkbereichs dervor-
handenen Bebauung. Für das Vorhaben werden keine mittelbaren Eingriffswirkungen geltend ge-
macht.

Versie elun und Uberbauun

Entsprechend der Hinweise zur Eingriffsregelung 2018 sind die Eingriffsflächenäquivalente für eine
Versiegelung und Überbauung nach folgender Formel zu berechnen:

Teil-/ Vollversiegelte bzw.
überbaute Fläche [m2]

Zuschlag für Teil-/Voll-
Versiegelung bzw. Uber-

bauun 0, 2/0,5

Eingriffsflächenäquivalent für Teil-
und Vollversiegelung bzw. Uber-

bauun m2 EFÄ
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Mit der Planung werden über die bereits bestehende Bebauung hinaus Versiegelungen in Größe von
insgesamt 1.782 m2 zugelassen. Es wird von einer weitgehenden Vollversiegelung auf dieser Fläche

ausgegangen, als Teilversiegelung wird lediglich 1/3 (198 m2) der zulässigen Überschreitung (594 m2)
nach § 19 (4) BauNVO berücksichtigt:

Teil-/Vollversiegelte bzw. über-
baute Fläche [m2]

Flst. 50/7, Gem. Breege, Fl. 3:
1. 048

Flst. 50/7, Gem. Breege, Fl. 3:
131

Flst. 51, Gem. Breege, Flur 3:
536

Flst. 51, Gem. Breege, Flur 3:
67

esamt

Zuschlag für Teil-/Voll-
Versiegelung bzw. Uber-

bauun 0, 2/0,5

0,5

0,2

0,5

0,2

Eingriffsflächenäquivalent für Teil-
und Vollversiegelung bzw. Uber-

bauun m2 EFÄ

524,0

26,2

268,0

13,4

831,6

Berechnun des multifunktionalen Köm ensationsbedarfs

Aus den berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Addition der multifunktionale
Kompensationsbedarf.

Eingriffsflächen-
äquivalent für

Biotopbeseitigung bzw.
Biotopveränderung

[m2 EFÄ]

1. 768,5 0

Eingriffsflächen-
äquivalent für

Funktions-
beeinträchtigung

[m2 E FA]
0 0

Eingriffsflächen-
äquivalent für Teil-
Vollversiegelung
bzw. Uberbauung

[m2 EFÄ]

831,6

Multifunktionaler
Kompensations-bedarf

[m2 EFÄ]

2. 600,1

Das Vorhaben verursacht einen Biotopwertverlust im rechnerisch ermittelten Umfang von 2.600,1
bzw. von rund 2. 601 Eingriffsflächenäquivalenten.

Die Kompensation stellt sich für die Einzelgrundstücke wie folgt dar (aufgerundet):
Flst. 50/7 Gem. Bree e Fl. 3

EFÄ für
Biotopbeseitigung bzw. +

Biotopveränderung
[m2 EFÄ]

1.769 0

Flst. 51 Gem. Bree e Flur 3

EFÄfür
Biotopbeseitigung bzw. +

Biotopveränderung
[m2 EFÄ]
0 0

EFÄ für Funktions-
beeinträchtigung

[m2 EFÄ]

0

EFÄ für Funktions-
beeinträchtigung

[m2 EFÄ]

0 0

EFÄfürTeil-
Vollversiegelung
bzw. Uberbauung

[m2 EFÄ]
550

EFÄ für Teil-/
Vollversiegelung
bzw. Uberbauung

[m2 EFÄ]
282 0

Multifunktionaler
Kompensationsbedarf

[m2 EFÄ]

2. 319

Multifunktionaler
Kompensationsbedarf

[m2 EFÄ]

282

4. 3. 5) Kompensation

Korn ensation durch Umsetzun einer Maßnahme nach Punkt 6. 22 Maßnahmenkatalo HzE 2018

Die Planung sieht die Pflanzung von 6x2 = 12 Einzelbäumen (je 2 Stück pro Grundstück) als Maß-
nähme nach Punkt 6. 22 des Maßnahmenkatalogs der HzE 2018 wie folgt vor

AI Anpflanzung und dauerhafter Erhalt von 12 Einzelbäumen, davon 8 Stück auf Flurstück Flst. 50/7,
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Gem. Breege, Fl. 3 sowie 4 Stück auf Flurstück 51 , Gem. Breege, Flur 3 wie folgt:

Verwendung standortheimischer Baumarten aus möglichst gebietseigenen Herkünften

PJIa-nzvPI9abeni

Schaffung günstiger Wachstumsbedingungen durch Herstellen der Vegetationstragschicht
und der Pflanzgrube entsprechend den jeweils geltenden DIN-Vorschriften, Lockerung des
Grubengrundes vor der Pflanzung,
dauerhaftes Freihalten von unterirdischen und oberirdischen Leitungen und sonstigen bauli-
chen Anlagen bzw. Einbau langfristig wirksamer Wurzelschutzmaßnahmen,
Pflanzgruben der Bäume: vertikal 1, 5facher Ballendurchmesser, horizontal doppelte Ballen-
höhe,
Baumscheibe: mindestens 12 m2 unversiegelte Fläche (mit dauerhaft luft- und wasserdurch-

lässigem Belag),
unterirdisch verfügbarer Raum für Durchwurzelung mit mindestens 16m2 Grundfläche und 0,8

m Tiefe,
Mindestbreite von ober- und unterirdisch unbefestigten Pflanzstreifen 2, 5 m,
Schutz vor Beschädigungen sowie Sicherung der Baumscheibe bzw. des Baumstreifens vor
Verdichtung,
bei Bedarf Baumscheibe mulchen,
Pflanzaualität: Verwendung von Hochstämmen mit Stammumfang, mind. 16/18 cm oderObst-
bäumen 10/12 cm,
Dreibockanbindung und ggf. Wildverbissschutz.

yoj9aben_zyr_Fertig. steNyngs^ynd_EntwLcklungsBflege:.

Ersatzpflanzungen bei Ausfall
Bäume bei Bedarf wässern im 1. -5. Standjahr
Instandsetzung der Schutzeinrichtung und Verankerung
Verankerung der Bäume nach dem 5. Standjahr entfernen
Abbau der Schutzeinrichtungen nach 5 Jahren
2-3 Erziehungsschnitte in den ersten 10 Jahren zur Gewährleistung einer gleichmäßigen Kro-
nenentwicklung

ElQl'ÜLujiä des_FlachenacLulvalents de_Kpmßensatlqnsma^^^^

Biotoptyp

8 Einzelbäume, Flurstück 50/7, Ge-
markun Bree e Flur 3

4 Einzelbäume, Flurstück 51, Gemar-
kun Bree e Flur 3

Gesamt:

Fläche
in m2

200

100

Wert- Kompensa- Leistungs- Flächen-
stufe tionswert faktor ä uivalent

1 1 1,0

1,0

200

100

300

In der Gegenüberstellung des Eingriffs im rechnerisch ermittelten Umfang von 2. 601 Kompensations-
flächenpunkten, von denen und Ausgleichsmaßnahmen im Umfang von 300 Kompensationsflächen-
punkten verbleibt ein Defizit von 2. 301 Kompensationsflächenäquivalenten (KFÄ). Dieses wird durch
Beteiligung am Ökokonto BRASOR-001 "Nutzungsverzicht im Wald (NSG Granitz)" beglichen. ^Vor
Satzungsbeschluss ist der Gemeinde ein Beleg über die Reservierung der jeweils erforderlichen Oko-
punkte vorzulegen.

Die Kompensationsmaßnahmen werden den Einzelgrundstücken wie folgt zugeordnet:
Flurstück 50/7 Gemarkun Bree e Flur 3

Anpflanzung von 8 Einzelbäumen (= 200 KFA)

Zahlung von 2. 119 KFÄ (= Ökopunkte) in das benannte Okokonto.
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Flurstück 51 Gemarkun Bree e Flur 3

Anpflanzung von 4 Einzelbäumen (= 100 KFA)

Zahlung von 182 KFÄ (= Ökopunkte) in das benannte Ökokonto.

4.3.6) Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Die Planung sieht eine kleinteilige Arrondierung der bestehenden Bebauung auf naturschutzfachlich
geringwertigen Flächen vor. Unberührte Naturräume werden nicht in Anspruch genommen. Die Pla-
nung beschränkt sich auf das unbedingt notwendige Maß, die zulässigen Obergrenzen nach § 17
BauNVO für das Maß der baulichen Nutzung werden unterschritten. Es bestehen unter Berücksichti-
gung der Planungsziele keine Planungsalternativen.

4. 4) Zusätzliche Angaben

4. 4. 1) Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der Umweltprüfung

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen des Vorhabens erfolgt verbal argumentativ. Hinweise zum
Detaillierungsgrad und zu den Anforderungen an die Umweltprüfung werden im Rahmen der frühzei-
tigen Behördenbeteiligung ermittelt.

Die Darstellung umweltrelevanter Aspekte konzentriert sich auf das unmittelbare Plangebiet sowie die
möglicherweise vom Plangebiet ausgehenden Wirkungen auf das Umfeld. Betrachtet werden dieAus-
Wirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter des Naturraums und der Landschaft (Boden, Fläche,
Wasser, Wasserrahmenrichtlinie, Klima, Luft, Folgen des Klimawandels, Pflanzen und Tiere, Biodiver-
sität, Landschaftsbild), das Schutzgut Mensch (einschl. menschlicher Gesundheit und Bevölkerung)
sowie deren Wechselwirkungen.

Zur Erfassung der floristischen Ausstattung im Plangebiet erfolgte im Juni 2020 eine flächendeckende
Biotoptypenkartierung auf Basis einer Luftbildauswertung. Die Bestandserhebung erfolgte nach der
Anleitung für die Kartierung von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen des Landesamtes für Um-
weit, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern (LUNG M-V 2013). Für die einzelnen Bio-
toptypen wurde je ein Hauptcode vergeben.

Für das Plangebiet liegt kein Baugrundgutachten vor. Zur Analyse des Bestandes wurden folgende
Datengrundlagen genutzt:

Kartenportal Umwelt M-V (LUNG, www.umweltkarten. mv-regierung.de),
Heutige Potenziell Natürlich Vegetation Mecklenburg-Vorpommems (Schriftenreihe des LUNG
M-V 2005, Heft 1),
Verbreitungskarten von LUNG, BfN und LFA Fledermausschutz und -forschung M-V,

Angesichts der umfangreich vorliegenden Unterlagen sowie der erkennbar geringen Wertigkeit der
Fläche traten keine Schwierigkeiten beim Zusammenstellen der Angaben zum Plangebiet auf.

4.4.2) Geplante Maßnahmen zur Überwachung

Gemäß § 4c BauGB haben die Gemeinden erhebliche Umwettauswirkungen, die aufgrund der Durch-
führung der Bauleitpläne eintreten können, zu überwachen (Monitoring). Ziel ist es, eventuelle unvor-
hergesehene, nachteilige Auswirkungen zu ermitteln und gegebenenfalls geeignete Maßnahmen zur
Abhilfe zu ergreifen. Es wird davon ausgegangen, dass im Rahmen der routinemäßigen Überwachung
durch die Fachbehörden erhebliche nachteilige und unvorhergesehene Umweltauswirkungen den
Fachbehörden zur Kenntnis gelangen.

Durch die Realisierung des Vorhabens werden keine erheblichen Beeinträchtigungen der Belange
von Natur und Umwelt verursacht, sodass besondere Monitoringprogramme zur Entwicklung der Be-
lange von Natur und Umwelt nicht erforderlich sind.

4. 5) Zusammenfassung

Der Bebauungsplan Nr. 27 "Wohngebiet Parkweg - Nordwest" der Gemeinde Breege ist auf Grundlage
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der folgenden Untersuchung bzgl. der Schutzgüter Boden, Wasser, Klima, Folgen des Klimawandels,
Pflanzen und Tiere, Biodiversität, Landschaft, Landschaftsbild sowie Mensch, menschliche Gesund-
heit, Bevölkerung als umweltverträglich einzustufen. Erhebliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter
sind durch die Planung in einer bereits baulich vorgeprägten Umgebung auf ausschließlich Flächen
von geringem ökologischem Wert sowie angesichts der festgesetzten Zulässigkeitsbeschränkungen
hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung nicht zu erkennen.

Wechselwirkungen zu anderen Vorhaben konnten ausgeschlossen werden. Es sind keine erheblichen
Auswirkungen der Planung auf die zu prüfenden Belange darstellbar. Folglich werden keine Maßnah-
men zur Minderung oder Vermeidung bzw. Monitoring ausgewiesen.

Tabelle: Zusammenfassende Betroffenheit der Schutzgüter durch das Vorhaben

Schutzgut

Mensch

Pflanzen und Tiere

Boden

Wasser

Luft und Klima

Landschaft

Kultur- und Sachgüter

Wechselwirkungen

Beurteilung der Um- Erheblichkeit der Umweltaus- Erheblichkeit nach Minde-
weltauswirkungen

neutral/ nicht betroffen

gering negativ

gering negativ

gering negativ
neutral/ nicht betroffen

neutral/ nicht betroffen

neutral/ nicht betroffen

gering negativ

irkungen durch die Planung rung bzw. Ausgleich (Maß-
nähme)

... sehr erheblich / .. erheblich / . wenig erheblich / - nicht erheblich
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Ostseebad Breege, Mai 2022

Anhang: Thomas Fräse, Artenschutzfachbeitrag (AFB) zum Vorhaben "Bebauungsplan mit
örtlichen Bauvorschriften Nr. 27, Wohngebiet Parkweg - Nordwest", Rostock, 202
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